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Einführung


Über uns – der SVP Verlag stellt sich vor!


Wir sind der Begleiter für ein erfolgreiches Studium an den Hoch- und Fachhochschulen für die öffentliche Verwaltung! Unser Konzept für beste Klausurergebnisse in den juristischen und wirtschaftswissenschaftlichen Fächern besteht aus der Kombination aus theoretischem Wissen und der Anwendung in Klausuren.


Alle Inhalte beruhen auf den Modulbeschreibungen der jeweiligen Studiengänge und sind nach umfassender Auswertung bisheriger Prüfungen entstanden.


Mit unseren Kurzlehrbüchern haben Sie die Möglichkeit, sich das notwendige Klausurwissen in kompakter Form anzueignen. Wir haben uns auf das Notwendigste beschränkt, weil wir wissen, dass Sie ihre Zeit für viele verschiedene Fächer einteilen müssen. Unser Schwerpunkt liegt auf verständlichen Erklärungen, Prüfungsschemata und Definitionen, die Sie in der Klausur nutzen können.


In jedem Kurzlehrbuch finden Sie im Anschluss an den theoretischen Teil Klausuren mit vollständig ausformulierten Lösungen. Zusätzlich haben wir nach Möglichkeit die notwendigen Vorüberlegungen und die Lösungsskizze formuliert, damit Sie nicht nur das fertige Ergebnis sehen, sondern auch die Entwicklung der Lösung nachvollziehen können.




Über dieses Buch


Das Ordnungswidrigkeitenrecht weist eine hohe Bedeutung für die Verwaltungspraxis auf. Gleichzeitig vereint es Elemente des Straf- und des Verwaltungsrechts, was eine besondere Herausforderung für die Annäherung an das Rechtsgebiet darstellt. Da sich das Kurzlehrbuch an Studierende der (Fach-)Hochschulen für öffentliche Verwaltung richtet, werden jedoch keinerlei strafrechtliche Grundkenntnisse vorausgesetzt. Ganz im Gegenteil werden diese leicht verständlich und anhand diverser Beispielsfälle vermittelt. Nicht nur die Prüfung der Ordnungswidrigkeit selbst, sondern auch das für die spätere Praxis relevante Bußgeldverfahren werden prüfungsorientiert dargestellt. Auf dieser Basis macht das Kurzlehrbuch Sie letztlich mit der Bescheidtechnik vertraut. Sie werden in der Lage sein, Bußgeldbescheide und Vermerke zu fertigen und dabei materiell-rechtliche und verfahrensrechtliche Besonderheiten zu bewältigen.




Ordnungswidrigkeitenrecht


A. Einleitung


Das Ordnungswidrigkeitenrecht weist starke Bezüge zum Strafrecht, aber auch Berührungspunkte zum Verwaltungsrecht auf. Während die Begehung einer Straftat die Strafverfolgungsbehörden – insbesondere also die Staatsanwaltschaften und die Polizei – aufgrund des erhöhten Unrechtsgehalts der Tat zum Einschreiten verpflichtet (Legalitätsprinzip, vgl. §§ 152 II, 163 I StPO), steht die Einleitung eines Bußgeldverfahrens im Ermessen der grundsätzlich zuständigen Verwaltungsbehörde (Opportunitätsprinzip, vgl. § 47 I OWiG). Der Unrechtsgehalt einer Ordnungswidrigkeit ist demnach weniger hoch und die Sanktionsdrohungen sind weniger gravierend als die einer „Strafe“.


Das Ordnungswidrigkeitenrecht ist somit das gesetzgeberische Konzept für die Ahnung von Gesetzesverstößen, die nicht die Qualität von Straftaten erreichen. Gleichwohl handelt es sich um repressives Handeln und darf daher nicht mit der Prävention – also insbesondere der Gefahrenabwehr – vermengt werden. Die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (Repression) und Gefahrenabwehr (Prävention) schließen sich nicht aus sondern sind nebeneinander möglich und fallen sogar häufig in die Zuständigkeit derselben Behörde.




Beispiel: A betreibt in der kreisfreien Stadt Köln eine Spielhalle ohne die nach § 33i I 1 GewO notwendige Erlaubnis. Für die mögliche Gewerbeuntersagung nach § 15 II 1 GewO als auch die Ahndung der Ordnungswidrigkeit nach § 144 I Nr. 1 d) GewO kann – je nach landesrechtlicher Ausgestaltung, vgl. § 155 II GewO – dieselbe Behörde zuständig sein.





I. Grundlagen: Rechtsquellen und Begriffe


Im Folgenden werden die Rechtsquellen des Ordnungswidrigkeitenrechts systematisiert und Grundbegriffe erläutert, ohne deren Kenntnis das Verständnis der weiteren Ausführungen erschwert wäre.


1. Die Ordnungswidrigkeit


Ausweislich des § 1 I OWiG ist eine Ordnungswidrigkeit eine rechtswidrige und vorwerfbare Handlung, die den Tatbestand eines Gesetzes verwirklicht, das die Ahndung mit einer Geldbuße zulässt. Zentrale Begriffe sind also zunächst das „Gesetz“ und die Ahndung mit einer „Geldbuße“.


a) Gesetzliche Verankerung der Ordnungswidrigkeit


Das OWiG selbst normiert in den §§ 111 ff. OWiG zwar einige Ordnungswidrigkeiten bzw. Bußgeldtatbestände. Die überwiegende Anzahl an Ordnungswidrigkeiten findet sich jedoch jenseits des OWiG in sonstigen Gesetzen. In Betracht kommen hierfür grundsätzlich alle formellen und materiellen Bundes- und Landesgesetze und auch kommunale Rechtsverordnungen und Satzungen. So erlaubt z.B. § 7 II GO NRW die Aufnahme von Ordnungswidrigkeiten in kommunale Satzungen. Gleiches gilt nach § 31 I OBG NRW für ordnungsbehördliche Verordnungen. Eine Ahndung von Ordnungswidrigkeiten ohne gesetzliche Grundlage ist hingegen gemäß § 3 OWiG ausgeschlossen. Das OWiG gilt dabei sowohl für Ordnungswidrigkeiten nach Bundes- als auch nach Landesrecht, vgl. § 2 OWiG. Für die Praxis dürften die im Straßenverkehrsgesetz (StVG) und der Straßenverkehrsordnung (StVO) geregelten Ordnungswidrigkeiten am bedeutsamsten sein.


b) Drohung mit Geldbuße


Die Ordnungswidrigkeit muss im Gesetz nicht als solche bezeichnet sein. Entscheidend ist die Möglichkeit der Ahndung mit einer Geldbuße. Fehlt dieser sprachliche Passus, scheidet eine Ahnung aus. Nach § 1 II OWiG ist eine mit Geldbuße bedrohte Handlung eine rechtswidrige Handlung, die den Tatbestand eines Gesetzes im Sinne des Absatzes 1 (gemeint ist § 1 I OWiG, sprich die Norm, welche die OWi enthält) verwirklicht, auch wenn sie nicht vorwerfbar begangen ist.


Beachte: Hieraus lässt sich das grundlegende Prüfungsschema herleiten, nach welchem die Ahnung einer OWi möglich ist, wenn diese (1.) tatbestandlich, (2.) rechtswidrig und (3.) vorwerfbar verwirklicht wurde.


2. Der Betroffene


Im Strafrecht begeht bzw. verwirklicht begrifflich der Täter eine Straftat und er wird – je nach Stadium des Strafverfahrens – Beschuldigter, Angeschuldigter oder Angeklagter genannt. Im Recht der Ordnungswidrigkeiten ist hingegen einheitlich vom Betroffenen als derjenigen Person die Rede, gegen die das Verfahren geführt wird. Selbstverständlich kann man auch davon sprechen, dass jemand eine Ordnungswidrigkeit begeht (vgl. sprachlich § 8 OWiG) oder einen Bußgeldtatbestand verwirklicht (so § 1 I OWiG). Spätestens im Vorverfahren jedoch nutzt der Gesetzgeber selbst den Begriff des Betroffenen, vgl. § 55 II OWiG.


3. Das OWiG und weitere relevante Gesetze


Das OWiG selbst normiert, wie bereits gesagt, in den §§ 111 ff. einige Ordnungswidrigkeitstatbestände. Die Bedeutung des Gesetzes geht jedoch deutlich hierüber hinaus. Es regelt allgemeine Voraussetzungen für die Ahnung von Ordnungswidrigkeiten sowie das hierfür vorgesehene Verfahren inklusive der behördlichen Ermittlungsmöglichkeiten sowie der behördlichen Zuständigkeiten. Ferner beinhaltet das OWiG z.B. Vorschriften zu den Rechtsschutzmöglichkeiten gegen Bußgeldbescheide.


Beachte: Lesen Sie die Teil- und Abschnittsüberschriften des OWiG, um sich einen Überblick über die Inhalte zu verschaffen.


Das OWiG bedient sich überdies häufig einer Verweistechnik (vgl. § 46 I OWiG). Es erklärt somit Regelungen aus anderen Gesetzes für entsprechend anwendbar, soweit im OWiG selbst keine Regelungen enthalten sind. Am häufigsten werden die Strafprozessordnung (StPO), das Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) sowie das (JGG) in Bezug genommen.


B. Ahndungsvoraussetzungen


In diesem Kapitel wird erläutert, unter welchen Voraussetzungen eine Ordnungswidrigkeit verwirklicht wird. Es geht also um die materiellen Voraussetzungen der Begehung einer Ordnungswidrigkeit und noch nicht um die Fragen der Verfolgung und Ahndung durch die zuständigen Behörden.


I. Grundschema


Ausgangspunkt ist das klassische dreistufige Prüfungsschema, das durch § 1 I OWiG vorgezeichnet wird. Danach muss ein gesetzlicher Tatbestand rechtswidrig und vorwerfbar verwirklicht werden.




Grundschema


1. Tatbestand


2. Rechtswidrigkeit


3. Vorwerfbarkeit





Auf Basis dieses Schemas werden im Folgenden die möglichen Varianten der Begehung einer Ordnungswidrigkeit erläutert. Sie unterscheiden sich danach, ob jemand vorsätzlich oder fahrlässig handelt, eine Ordnungswidrigkeit lediglich versucht, aber nicht vollendet oder aber eine Ordnungswidrigkeit durch ein Unterlassen verwirklicht.
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